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Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

zur 5. Sitzung des Ausschusses für Finanzen u. technische Fragen 
am Montag, 04.12.2023, 17:30 Uhr 

in den Familienraum des Bürgerhauses, Schulstraße 1, 36251 Ludwigsau 
 
 

 
 
 

Tagesordnung 
1. Eröffnung durch den Ausschussvorsitzenden 
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
3. Feststellung der Tagesordnung 
4. Information über die Vergabe der Fremdüberwachung des Baus der Oberflächenabdich-

tung des Deponiealtbereiches 
5. Information über den Kauf von Grundstücken vom Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
6. Zustimmung zur geplanten Kapitalerhöhung der KEAM 
7. Beauftragung Nachtragsangebot IG/IWB vom 12.07.2023 
8. Erteilung einer Ermächtigung an den AZV-Verbandsvorstand zur Auftragserteilung nach 

vorangegangenen öffentlichen Ausschreibungen 
9. Beratung und Beschlussfassung über die 28. Änderung der Gebührensatzung des AZV 
10. Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 

 
 
 
Bad Hersfeld, 27.11.2023 
 
gez. Alfred Knoch 
Ausschussvorsitzender 
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Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 
 

 
Ö F F E N T L I C H E  N I E D E R S C H R I F T  

 
der 5. Sitzung des Ausschusses für Finanzen u. technische Fragen 

am Montag, 04.12.2023, 17:30 Uhr bis 18:48 Uhr 
im dem Familienraum des Bürgerhauses, Schulstraße 1, 36251 Ludwigsau 

 
 

Anwesenheiten 
 
Vorsitz: 
Knoch, Alfred (SPD) 
 
Anwesend: 
SPD-Fraktion 
Grau, Heinz (SPD)      vertritt Herr Rainer Daube (SPD) 
Heipel, Tobias (SPD) 
Stenda, Olivia (SPD) 
 
CDU-Fraktion 
Rudolph, Gerhard (CDU) 
Glänzer, Walter (CDU) 
 
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
Köhler, Wolfgang (Grüne) 
 
Freie Wählergemeinschaft 
Richter, Jürgen (FWG) 
 
Entschuldigt fehlten: 
Berg, Frank (FDP) 
Daube, Rainer (SPD) 
Malachowski, Rolf (FDP) 
Diegel, Björn 
Opfer, Helmut 
Rey, Andreas 
Vierheller, Hans Georg 
Petzold, René (SPD) 
 
Vorstand 
Bock, Eckhard 
Dipl.-Ing. David, Werner 
Koch, Rainer 
Noll, Dirk 
Pfaff, Hans-Albert 
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Schäfer, Jürgen 
 
Von der Verwaltung waren anwesend: 
Goßmann, Jörg 
Keidel, Gerd 
Larson, Christine 
Wenk, Jens-Peter 
Heß, Jan-Niclas 
Wagner, Michael 
Klee, Steffen 
 
Gäste: 
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Tagesordnung 
 
1. Eröffnung durch den Ausschussvorsitzenden  
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit  
3. Feststellung der Tagesordnung  
4. Information über die Vergabe der Fremdüberwachung des Baus der Ober-

flächenabdichtung des Deponiealtbereiches 
(MI-11/2023) 

5. Information über den Kauf von Grundstücken vom Landkreis Hersfeld-Ro-
tenburg 

(MI-12/2023) 

6. Zustimmung zur geplanten Kapitalerhöhung der KEAM 
 

(VL-21/2023 
1. Ergänzung) 

7. Beauftragung Nachtragsangebot IG/IWB vom 12.07.2023 
 

(VL-28/2023 
1. Ergänzung) 

8. Erteilung einer Ermächtigung an den AZV-Verbandsvorstand zur Auf-
tragserteilung nach vorangegangenen öffentlichen Ausschreibungen 
 

(VL-29/2023) 

9. Beratung und Beschlussfassung über die 28. Änderung der Gebührensat-
zung des AZV 

(VL-23/2023 
1. Ergänzung) 

10. Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf des Wirtschaftsplans 
2024 

(VL-24/2023 
1. Ergänzung) 

 

  



 

 

Öffentliche Niederschrift zur 5. Sitzung des Ausschusses für Finanzen u. technische Fragen 4 von 9 

Sitzungsverlauf 
 
1. Eröffnung durch den Ausschussvorsitzenden 
 
Ausschussvorsitzender Alfred Knoch eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Finanzen u. techni-
sche Fragen um 17:30 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt ist. 
 
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Herr Alfred Knoch gibt bekannt, dass acht von neun Mitgliedern des Ausschusses anwesend sind, 
die Beschlussfähigkeit wird somit festgestellt. Herr Alfred Knoch gibt an dieser Stelle folgendes be-
kannt: Der Vorsitzende der Verbandsversammlung hat mit Schreiben vom 06.11.2023 an alle Ver-
bandsvertreter/innen mitgeteilt, dass sich auf Grund der geänderten Zusammensetzung der Ver-
bandsversammlung auch eine Änderung im Ausschuss ergeben hat. Die Fraktion der Unabhängigen 
im AZV hat ihren Sitz im Ausschuss an die Fraktion der SPD verloren. Herr Hartmut Grünewald ist 
damit nicht mehr Mitglied des Ausschusses. Der Ausschussvorsitzende dankt Herrn Grünewald aus-
drücklich für seine sehr engagierte Mitarbeit, und wünscht seiner Nachfolgerin, Frau Olivia Stenda, 
alles Gute für ihre Arbeit im Ausschuss. 
 

 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
Einwände oder Ergänzungen zur Tagesordnung werden auf Befragen nicht vorgetragen. 
 
Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Ausschuss für Finanzen und technische Fragen beschließt die mit der Einladung 

versandte Tagesordnung. 
 
Abstimmungsergebnis:  e i n s t i m m i g 
 
Herr Alfred Knoch stellt die Tagesordnung fest. 
 

 
4. Information über die Vergabe der Fremdüberwachung des Baus der 

Oberflächenabdichtung des Deponiealtbereiches 
MI-11/2023 

 
Der Ausschussvorsitzende ruft den Tagesordnungspunkt auf, gibt den einstimmigen Beschluss des 
Vorstandes vom 18.07.2023 bekannt und bittet Herrn Werner David um seinen Bericht. 
 
Der Vorstandsvorsitzende erläutert ausführlich die auf einer EU-weiten Ausschreibung basierende 
Vergabe der Dienstleistungen hinsichtlich der Fremdüberwachung des Baus der Oberflächenabdich-
tung. 
 
Dabei wurde Los 1 (Mineralik) mit einem Angebotspreis von 206.290,00 € an die QMgeo Prüfungs-
gesellschaft mbH vergeben, Los 2 (Kunststoffe) ging mit 298.325,00 € an die DBI-EWI GmbH. 
 
Auf Nachfrage von Herrn Alfred Knoch liegen keine Fragen oder Wortmeldungen vor. 
 
Ein Beschluss war nicht vorgesehen, der Ausschuss nimmt die Informationen zustimmend zur 
Kenntnis. 
 

 
5. Information über den Kauf von Grundstücken vom Landkreis Hers-

feld-Rotenburg 
MI-12/2023 

 

https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZY-25RkNlzY-qePZqsWc5IRci_WfFd-i7NvpBXMXH7p3/Mitteilungsvorlage-MI-11-2023.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZVZxyCos1FOnqcN-KGYWILuLAb4qx_MmRQQEZtAOSw0b/Mitteilungsvorlage-MI-12-2023.pdf
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Herr Alfred Knoch ruft den Tagesordnungspunkt auf und gibt den einstimmigen Beschluss des Vor-
standes vom 15.11.2023 bekannt. Er stellt überdies klar, dass die Grundstücke unmittelbar an das 
Gelände, auf dem die Deponie betrieben wird, im Bereich der Gasunterstation angrenzen. 
 
Herr Werner David erläutert die Gründe, die den AZV zum Kauf der Grundstücke bewogen haben. 
 
Es liegt eine Frage von Herrn Walter Glänzer zur Gemarkungszugehörigkeit der Grundstücke vor. 
Weitere Wortmeldungen gibt es nicht. 
 
Ein Beschluss war nicht vorgesehen, der Ausschuss nimmt die Informationen zustimmend zur 
Kenntnis.  
 

 
6. Zustimmung zur geplanten Kapitalerhöhung der KEAM 

 
VL-21/2023 
1. Ergänzung 

 
Herr Alfred Knoch ruft den Tagesordnungspunkt auf, gibt den einstimmigen Beschluss des Vorstan-
des vom 15.11.2023 bekannt und bittet den Vorstandsvorsitzenden um seine Erläuterungen. Herr 
Werner David berichtet, dass diese Vorlage mittlerweile fast alle kreisansässigen Kommunen durch-
laufen haben dürfte und bittet um Zustimmung zum Beschlussvorschlag. 
 
Auf Nachfrage von Herrn Alfred Knoch liegen keine Fragen oder Wortmeldungen vor. 
 
Beschluss: 

Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung der Erhöhung des Stammkapitals von 
100.000 EUR auf 200.000 EUR durch Änderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung 
des Konsortialvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht 
auf den Erwerb neuer Geschäftsanteile zuzustimmen. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch 
zu den weiter dargestellten Themen wird zugestimmt. 

Der Vorstandsvorsitzende bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermächtigt und beauftragt, den 
Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen Beauftragten gemäß An-
lage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmächtigen, die notwendigen Beschlüsse zur Ände-
rung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH zur Erhöhung 
des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb neuer Anteile an der KEAM zu fassen und alle 
weiteren Schritte zur Umsetzung einschließlich einer Anpassung des Konsortialvertrages auch zu 
weiteren Themen in die Wege zu leiten.  

 
Beratungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
7. Beauftragung Nachtragsangebot IG/IWB vom 12.07.2023 

 
VL-28/2023 
1. Ergänzung 

 
Herr Alfred Knoch ruft den Tagesordnungspunkt auf, informiert über den einstimmigen Beschluss 
des Vorstandes vom 15.11.2023 und bittet den Vorstandsvorsitzenden um seine Erläuterungen. 
Herr Werner David fasst kurz den aktuellen Stand bezüglich des Nachtragsangebotes zusammen. 
Anschließend erläutert Herr Jörg Goßmann im Rahmen einer Power-Point-Präsentation ausführlich 
die Hintergründe zur Umgestaltung und Weiterentwicklung des Entsorgungszentrums. 
 
Wortmeldungen und Fragen kommen von Herrn Walter Glänzer.  
 

https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZbE7OykJpY8DpBo86_t1qSMQX-NR3VRzQ_XqpopAESFt/Beschlussvorlage-VL-21-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZbE7OykJpY8DpBo86_t1qSMQX-NR3VRzQ_XqpopAESFt/Beschlussvorlage-VL-21-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZRKYn4E5oO0Rd4P45aCAtIarRKVnnHw9bJR5fMFDKcEF/Beschlussvorlage-VL-28-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZRKYn4E5oO0Rd4P45aCAtIarRKVnnHw9bJR5fMFDKcEF/Beschlussvorlage-VL-28-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
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Die Fragen werden von Herrn Werner David und Herrn Jörg Goßmann beantwortet. 
  
Weitere Wortmeldungen liegen auf Befragen nicht vor.  
 
Beschluss: 
Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung die Beauftragung des Nachtragsangebotes 
der IG/IWB auf Grund der Prüfung durch die LIB GmbH, Herrn Christoph Lünig, in Höhe von insge-
samt 380.254,75€ zu beschließen, die sich wie folgt aufteilen: 
 

• die Anpassung des Planungshonorars für die Lagerfläche NORD mit 162.195,49 € für die Leistungs-
phasen (LSP) 1-9, incl. der Bauüberwachung.   

• das Planungshonorar für die Lagerfläche Süd mit 97.675,97 € für die Leistungsphasen (LSP) 1-3.  
• aus der Kostenanpassung der anrechenbaren Kosten Wertstoffhof für das Planungshonorar in Anlage 

D mit 120.383,29 €. 
 
 
Beratungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
8. Erteilung einer Ermächtigung an den AZV-Verbandsvorstand zur 

Auftragserteilung nach vorangegangenen öffentlichen Ausschrei-
bungen 
 

VL-29/2023 

 
Herr Alfred Knoch ruft den Tagesordnungspunkt auf. Herr Werner David und Herr Jörg Goßmann 
begründen ausführlich die Notwendigkeit zur Ermächtigung des Vorstands, die in den engen zeitli-
chen Abläufen der Vergabeverfahren und der nachfolgenden Umsetzung der Aufträge liegen. 
Auf Nachfragen durch den Vorsitzenden gibt es keine Fragen oder Wortmeldungen. 
 
Empfehlung: 
Die Verbandsversammlung ermächtigt den Verbandsvorstand, auf der Grundlage der durchgeführ-
ten öffentlichen Ausschreibungen, den jeweiligen Auftrag an den konzeptionell und finanziell geeig-
netsten Bieter zu vergeben. 
Es handelt sich hier um die Ausschreibung für die Verwertung von Sperrmüll unberaubt, Sperrmüll 
beraubt/Baustellenabfall und Altholz sowie um die Ausschreibung für den Bau der Oberflächenab-
dichtung Deponie Altbereich. 
Der Verbandsversammlung ist in seiner nächsten Sitzung entsprechend zu berichten. 
 
Beratungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
9. Beratung und Beschlussfassung über die 28. Änderung der Gebüh-

rensatzung des AZV 
VL-23/2023 
1. Ergänzung 

 
Herr Alfred Knoch ruft den Tagesordnungspunkt auf und gibt den einstimmigen Beschluss des Vor-
standes vom 15.11.2023 bekannt.  
 
Der Vorstandsvorsitzende und der Geschäftsführer begründen die Anpassung einzelner Gebühren-
sätze auf dem Entsorgungszentrum. Beide betonen, dass die Gebühren in den anderen Bereichen, 
insbesondere den Behältergebühren bei gleichbleibend umfangreichem Dienstleistungsangebot un-
verändert bleiben. 
 

https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZXhJM4WN29jgOGSHI3hRLjt7vi2oDcmHlqGqitxa0WqC/Beschlussvorlage-VL-29-2023.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZVlfY3v6PbnxxcJ5LpExXk54F-AJ4-RgEAT9QVBDDOZ9/Beschlussvorlage-VL-23-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZVlfY3v6PbnxxcJ5LpExXk54F-AJ4-RgEAT9QVBDDOZ9/Beschlussvorlage-VL-23-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
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Wortmeldungen und Fragen liegen vor von Herrn Wolfgang Köhler und Herrn Walter Glänzer. Sie 
werden von Herrn Werner David und Herrn Jörg Goßmann ausführlich beantwortet. 
 
Auf Nachfragen durch den Vorsitzenden gibt es keine weiteren Fragen oder Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung die 28. Änderung der Gebührensatzung des 
AZV wie folgt zu beschließen: 
 
28. Änderung der Gebührensatzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis Hersfeld-Ro-

tenburg (AZV) 
 
Aufgrund 
- der §§ 5, 19, 20 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93), 
- der §§ 1 bis 5a, 10 des Gesetzes über Kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 
2013 (GVBl. S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 
582), 
- des § 8 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16. Dezember 
1969 (GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBl. 
S. 83, 88), 
- der §§ 1 Abs. 6 und 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HA-
KrWG) vom 6. März 2013 (GVBl. S. 80), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 3. 
Mai 2018 (GVBl. S. 82), 
- des § 3 Abs. 6 der Satzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
in der jeweils geltenden Fassung und 
- des § 23 der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen im Land-
kreis Hersfeld-Rotenburg (Abfallsatzung) in der jeweils geltenden Fassung 
  
hat die Verbandsversammlung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis Hersfeld-Roten-
burg (AZV) in ihrer Sitzung am 05.12.2023 die folgende 28. Änderung der Gebührensatzung des 
Abfallwirtschafts-Zweckverbandes beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
§ 7 Abs. (1) 3. erhält folgende Fassung: 

3.  für unbelasteten und belasteten Boden, Bauschutt und Brandschutt sofern sie nicht nach Nr. 7 
verwertet werden und diese Materialien auf der Deponie abgelagert werden dürfen: 

 
≥   200 kg: 49,50 EUR/Mg 
<   200 kg:   4,59 EUR pauschal 

 
Artikel 2 

§ 7 Abs. (1) 4. erhält folgende Fassung: 
4.  für asbestzementhaltige Baustoffe: 
 

≥    750 kg:  168,00 EUR/Mg 
<    750 kg:    15,50 EUR pauschal 

 
Artikel 3 

§ 7 Abs. (1) 6. erhält folgende Fassung: 
6.  für Mineralfaserabfall oder anderes Dämmmaterial: 
 

≥   200 kg:  525,00 EUR/Mg 
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<   200 kg:    48,45 EUR pauschal 
 

Artikel 4 
§ 8 Gebührenmaßstab und -höhe für den Müllabhol-Zweckverband „Rotenburg“ (MZV) 

§ 8 Abs. (2) erhält folgende Fassung: 
(2) Die jährliche Pauschalgebühr beträgt 96.427,74 EUR. 
 

Artikel 5 
§ 8 Gebührenmaßstab und -höhe für den Müllabhol-Zweckverband „Rotenburg“ (MZV) 

§ 8 Abs. (3) 1. erhält folgende Fassung: 
1. für Abfall aus privaten Haushaltungen und gewerbliche Siedlungsabfälle   

 
118,12 EUR/Mg, 

 
Artikel 6 

§ 8 Gebührenmaßstab und -höhe für den Müllabhol-Zweckverband „Rotenburg“ (MZV) 
§ 8 Abs. (3) 3. erhält folgende Fassung: 

3. für Bioabfälle    
 

    69,37 EUR/Mg. 
 

Artikel 7 
Diese 28. Änderung der Gebührensatzungsatzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg (AZV) tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig treten die entsprechenden Re-
gelungen der Gebührensatzung vom 29. November 2022 außer Kraft. 
Bad Hersfeld, den 06.12.2023 
Der Vorstand 
des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg (AZV)  
______________________________ 
Dipl. Ing. W e r n e r   D a v i d 
Vorsitzender des Verbandsvorstandes 
 
Vorstehende Neufassung der Gebührensatzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg wird gemäß § 16 der Verbandssatzung des AZV öffentlich bekannt gemacht. 
 
Bad Hersfeld, den 06.12.2023 
Der Vorstand 
des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg (AZV)  
______________________________ 
Dipl. Ing. W e r n e r   D a v i d 
Vorsitzender des Verbandsvorstandes 
 
Beratungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
10. Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf des Wirtschafts-

plans 2024 
VL-24/2023 
1. Ergänzung 

 
Herr Alfred Knoch ruft den Tagesordnungspunkt auf und gibt den einstimmigen Beschluss des Vor-
standes vom 15.11.2023 bekannt. 
 
Der Vorstandsvorsitzende erläutert den Entwurf des Wirtschaftsplanes 2024 im Rahmen eines 
Power-Point-Vortrages. Der Geschäftsführer ergänzt diese Informationen um Details. 
 

https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZfCPu3U0l8plb6mt4FcTdlueV6OtKZgW0-9J0-aL4Otl/Beschlussvorlage-VL-24-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
https://rim.ekom21.de/azv-hersfeld-rotenburg/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZfCPu3U0l8plb6mt4FcTdlueV6OtKZgW0-9J0-aL4Otl/Beschlussvorlage-VL-24-2023-1.-Erg%C3%A4nzung.pdf
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Fragen und Wortmeldungen zum Entwurf des Wirtschaftsplanes - insbesondere zu den Zinsen - 
kommen von Herrn Walter Glänzer und Herrn Wolfgang Köhler. Sie werden vom Vorstandsvorsit-
zenden und dem Geschäftsführer beantwortet. 
 
Auf Nachfragen durch den Vorsitzenden gibt es keine weiteren Fragen oder Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung, den Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 mit 
seinen Anlagen gem. § 97 HGO bzw. § 15 ff EigBGes zu beraten und zu beschließen. 
 
 
Beratungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
 
 
Ausschussvorsitzender Alfred Knoch schließt die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finan-
zen u. technische Fragen um 18:48 Uhr und bedankt sich bei den Zuschauer für Ihre Teilnahme. 
 
 
 
Hersfeld, 05.12.2023 

   

Alfred Knoch   Gerd Keidel 

Ausschussvorsitzender  Schriftführer  
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Mitteilungsvorlage 
- öffentlich - 
MI-11/2023 

Fachbereich  

Federführendes Amt 
Geschäftsführung 
AZV Hersfeld Roten-
burg 

  
 

Datum 21.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 zur Kenntnis 
Verbandsversammlung AZV Hersfeld Roten-
burg 05.12.2023 zur Kenntnis 

 
Betreff: 
Information über die Vergabe der Fremdüberwachung des Baus der Oberflächenabdichtung 
des Deponiealtbereiches 
 
Mitteilung / Information: 
Die Verbandsversammlung hatte den Vorstand auf dessen Antrag hin in ihrer Sitzung am 18. Juli 
2023 ermächtigt, auf der Grundlage der durchgeführten Ausschreibung und des Vergabevor-
schlags, die Aufträge an den oder die Bieter zu vergeben, der oder die das wirtschaftlichste Ange-
bot für die ausgeschriebenen Lose der Fremdüberwachung des Baus der Oberflächenabdichtung 
des Deponiealtbereiches eingereicht hat bzw. haben. Der Verbandsversammlung sollte in ihrer 
nächsten Sitzung entsprechend berichtet werden. 
 
Der Vorstand hat in Umsetzung dieses Beschlusses in einem Umlaufverfahren am 24.08.2023 be-
schlossen, die DBI EWI GmbH mit den Leistungen der Fremdprüfung zur Qualitätssicherung der 
Oberflächenabdichtung im Altbereich der Deponie nach Los 1 (Mineralik) sowie die QM Geo Prüf-
gesellschaft mbH mit den Leistungen der Fremdprüfung zur Qualitätssicherung der Oberflächenab-
dichtung im Altbereich der Deponie nach Los 2 (Kunststoffe) als wirtschaftlichste Bieter der durch-
geführten Ausschreibung und des Vergabevorschlags zu beauftragen und die Verbandsversamm-
lung hierüber in ihrer nächsten Sitzung zu unterrichten. 
 
Dem kommt der Vorstand mit dieser Mitteilungsvorlage nach. 
 
 
 
 
 
Der Vorstandsvorsitzende.  
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Mitteilungsvorlage 
- öffentlich - 
MI-12/2023 

Fachbereich  

Federführendes Amt 
Geschäftsführung 
AZV Hersfeld Roten-
burg 

  
 

Datum 23.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 zur Kenntnis 
Verbandsversammlung AZV Hersfeld Roten-
burg 05.12.2023 zur Kenntnis 

 
Betreff: 
Information über den Kauf von Grundstücken vom Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
 
Mitteilung / Information: 
In der Gemarkung Meckbach, Flur 28, Flurstücke 3,4,5,6,7,8/1, 9/1, 10, 11/4, liegen die Grundstü-
cke, auf denen die Deponie des AZV betrieben wird.  
 
Neun angrenzende Waldgrundstücke werden an drei Seiten von den Grundstücken des AZV um-
schlossen und befinden sich im Eigentum des Landkreises. Der Landkreis benötigt die Grundstü-
cke nicht zur Erfüllung seiner vielfältigen Aufgaben. Der AZV kann die Grundstücke im Rahmen 
der auf der Deponie anstehenden Maßnahmen verwenden. 
 
Es sind Waldgrundstücke, die durch einen Forstweg durchkreuzt werden.  
 
Die einzelnen Grundstücke und ihre Größe sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
 
Grundstücke des Landkreises an der Deponie 

 
 
Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 15.11.2023 einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Vorstand beschließt den Kauf von neun Grundstücken mit einer Gesamtgröße von 7.018 qm 
vom Landkreis Hersfeld-Rotenburg zum Preis von einem Euro je Quadratmeter, mithin also 7.018 
Euro. 
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Zur notariellen Beurkundung wird die Geschäftsführung beauftragt, alle erforderlichen Erklärungen 
für den AZV abzugeben. 
 
Die Verbandsversammlung ist in ihrer nächsten Sitzung über den Kauf zu informieren.“ 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorstandsvorsitzende.  
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Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

VL-21/2023 1. Ergänzung 
Federführendes Amt Geschäftsführung AZV Hersfeld Rotenburg 

Datum 23.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 vorberatend 

 
Betreff: 
Zustimmung zur geplanten Kapitalerhöhung der KEAM 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung der Erhöhung des Stammkapitals von 
100.000 EUR auf 200.000 EUR durch Änderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung 
des Konsortialvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht 
auf den Erwerb neuer Geschäftsanteile zuzustimmen. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch 
zu den weiter dargestellten Themen wird zugestimmt. 

Der Vorstandsvorsitzende bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermächtigt und beauftragt, den 
Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen Beauftragten gemäß An-
lage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmächtigen, die notwendigen Beschlüsse zur Ände-
rung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH zur Erhöhung 
des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb neuer Anteile an der KEAM zu fassen und alle 
weiteren Schritte zur Umsetzung einschließlich einer Anpassung des Konsortialvertrages auch zu 
weiteren Themen in die Wege zu leiten.  
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
keine 
 
Sachdarstellung: 
Hintergrund  
Hintergrund der KEAM ist, dass die EAM-Gruppe als regionaler Energieversorger interessierten 
Kommunen, kommunalen Einrichtungen und Landkreisen in ihrem Geschäftsgebiet die Möglichkeit 
bieten möchte durch eine Beteiligung an der Gesellschaft, effizient und unkompliziert Strom und 
Erdgas für ihre eigenen Liegenschaften zu beschaffen. 
Neben dem AZV sind noch weitere 156 kommunale Gesellschafter und die EAM Beteiligungen 
GmbH (nachfolgend „EAMB“) an der KEAM beteiligt. Gegenwärtig können keine weiteren kommu-
nalen Gesellschafter an der KEAM beteiligt werden, da EAMB keine Anteile mehr veräußern kann. 
Die Aufnahme neuer kommunale Gesellschafter soll durch eine Kapitalerhöhung ermöglicht wer-
den. 
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Umsetzung  
Mit einer Satzungsänderung soll das Stammkapital der KEAM von 100.000 Anteilen auf 200.000 
erhöht werden. Sämtliche kommunalen Gesellschafter sollen auf ihr Recht zum Bezug der neuen 
Geschäftsanteile verzichten und allein EAMB soll die neuen Anteile übernehmen.  
 
Auch wenn sich die Beteiligung der Kommune durch den Verzicht auf den Erwerb weiterer Anteil 
reduzieren wird, ist dies irrelevant. Der Zweck der Beteiligung der Kommune, über die KEAM ohne 
ein Vergabeverfahren Energie zu beschaffen, wird durch die Kapitalerhöhung und den Erwerb der 
neuen Anteile durch die EAMB nicht berührt. Da EAMB zudem grundsätzlich kein Stimmrecht als 
Gesellschafter hat, ist die Erhöhung der Beteiligung auch in Bezug auf die Stimmrechte kommuna-
len Gesellschafter irrelevant. 
 
Die Beteiligung der EAMB an der KEAM wird sich durch die beabsichtigte Kapitalerhöhung von 
16,5 % auf 58,25 % erhöhen. Im Nachgang kann EAMB Anteile an neue kommunale Gesellschaf-
ter veräußern. Die Konditionen werden sich nicht von den Konditionen unterscheiden, zu denen 
die Kommune die Beteiligung ursprünglich erworben hat. 
 
Weitere Details sind dem als Anlage F beigefügten Informationsmemorandum sowie der einsehba-
ren Beschlussvorlage (Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 1) zu entnehmen. 
 
Dokumente  
Als weitere Dokumente sind  
 
• die Beschlussvorlagen und Erläuterungen der KEAM als Anlage A 
• die Mustervollmacht der KEAM als Anlage B 
• der Gesellschaftsvertrag der KEAM als Anlage C und 
• der Konsortialvertrag der KEAM als Anlage D 
 
in der Verwaltung des AZV im Rahmen der üblichen Geschäftszeiten jederzeit einsehbar und wer-
den bei Bedarf zur Verfügung gestellt. 
 
Kommunalrecht  
Die Beteiligung ist kommunalrechtlich zulässig: Mit der Beteiligung wird ein öffentlicher Zweck, 
nämlich die Energieversorgung der kommunalen Liegenschaften und Anlagen verfolgt. Auch nach 
der Kapitalerhöhung steht die Beteiligungshöhe, die sich an der Einwohnerzahl orientiert, in ange-
messenem Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gebietskörperschaft. 
Da sich durch den Verzicht auf den Bezug neuer Anteile die bisherige Beteiligungshöhe verwäs-
sert, bzw. reduziert, soll vorsorglich eine Zustimmung der kommunalen Gremien eingeholt werden. 
 
Durchführung der Kapitalerhöhung  
Zur Erhöhung des Stammkapitals ist eine Änderung des Gesellschaftsvertrages erforderlich. Ein 
entsprechender Gesellschafterbeschluss ist notariell zu beurkunden. Notarkosten fallen bei der 
Kommune nicht an. Der gesetzliche Vertreter der Gebietskörperschaft wird zur Umsetzung dieser 
Maßnahme ermächtigt. Darüber hinaus wird er ermächtigt, eine Vollmacht gemäß Anlage B zu er-
teilen.  
 
Anzeige  
Die Beteiligung wird der zuständigen Aufsichtsbehörde nach Beschlussfassung angezeigt. 
 
Hinweis  
Anlässlich der Kapitalerhöhung erfolgen weitere in der Beschlussvorlage (Anlage A) dargestellten 
Anpassungen am Konsortialvertrag, die nicht beschluss- und anzeigepflichtig sind. Dennoch sollen 
diese Themen kurz erläutert werden, um ein vollständiges Bild zu gewährleisten: 
 
• Für die KEAM besteht ein Risiko, dass einzelne Gesellschafter Energielieferverträge kündigen 
und die schon beschaffte Energiemengen mit einem Verlust für die KEAM und mittelbar für die üb-
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rigen Gesellschafter veräußern müsste. Für die Jahre 2024 und 2025 wurde dieses Risiko durch 
Erklärungen der Gesellschafter zur Laufzeit der Energielieferverträge ausgeschlossen, auf deren 
Basis die Beschaffung erfolgte. Zukünftig soll der Zeitraum der Energiebeschaffung mit den ver-
bindlichen Laufzeiten der Energielieferverträge und des Konsortialvertrages der KEAM einheitlich 
auf drei Jahre angeglichen werden. Für weitere Details wird auf die Beschlussvorlage (Anlage A, 
dort TOP 2 Ziffer 2.) verwiesen. 
 
• Im Konsortialvertrag sollen zudem die Beitrittsmöglichkeit für Kommunen des Landkreises Alten-
kirchen erweitert werden, die Regelungen zur Erbringung von Dienstleistungen zwischen EAM und 
KEAM aktualisiert werden und formale Anpassungen erfolgen. Insoweit wird auf die Beschlussvor-
lage (Anlage A dort TOP 2 Ziffer 3) verwiesen. 
 
Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 15.11.2023 einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Vorstand stimmt der Erhöhung des Stammkapitals von 100.000 EUR auf 200.000 EUR durch 
Änderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung des Konsortialvertrages der KEAM 
Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht auf den Erwerb neuer Geschäftsan-
teile zu. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch zu den weiter dargestellten Themen wird zu-
gestimmt. 
 
Der Vorstandsvorsitzende bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermächtigt und beauftragt, den 
Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen Beauftragten gemäß An-
lage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmächtigen, die notwendigen Beschlüsse zur Ände-
rung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH zur Erhö-
hung des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb neuer Anteile an der KEAM zu fassen 
und alle weiteren Schritte zur Umsetzung einschließlich einer Anpassung des Konsortialvertrages 
auch zu weiteren Themen in die Wege zu leiten. 
 
Der Vorstand empfiehlt dem Ausschuss und der Verbandsversammlung den entsprechenden Be-
schluss ebenfalls zu fassen.“ 
 
 
Anlage(n): 
1. Anlage_A_Beschlussvorlagen und Erläuterungen 
2. Anlage_C_Gesellschaftsvertrag_KEAM 
3. Anlage_D_Konsortialvertrag_KEAM 
4. Anlage_F_KEAM_Infomemo 
5. Anlage_H_Musteranzeige Kommunalaufsicht 
6. Anlage_I_ Rückmeldung Termin 
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Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

VL-28/2023 1. Ergänzung 
Federführendes Amt Geschäftsführung AZV Hersfeld Rotenburg 

Datum 23.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 vorberatend 

 
Betreff: 
Beauftragung Nachtragsangebot IG/IWB vom 12.07.2023 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung die Beauftragung des Nachtragsangebotes 
der IG/IWB auf Grund der Prüfung durch die LIB GmbH, Herrn Christoph Lünig, in Höhe von insge-
samt 380.254,75€ zu beschließen, die sich wie folgt aufteilen: 
 

• die Anpassung des Planungshonorars für die Lagerfläche NORD mit 162.195,49 € für die Leistungs-
phasen (LSP) 1-9, incl. der Bauüberwachung.   

• das Planungshonorar für die Lagerfläche Süd mit 97.675,97 € für die Leistungsphasen (LSP) 1-3.  
• aus der Kostenanpassung der anrechenbaren Kosten Wertstoffhof für das Planungshonorar in Anlage 

D mit 120.383,29 €. 
 
 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
Werden durch Wirtschaftsplan 2023 und Wirtschaftsplan 2024 abgedeckt 
 
Sachdarstellung: 
Mit Schreiben vom 12.07.2023 hat die Ingenieurgemeinschaft IG/IWB ein Nachtragsangebot vor-
gelegt, das im Nachgang intensiv von der LIB GmbH geprüft wurde. 
 
Die Prüfung und die entsprechenden Auswirkungen werden in dem beigefügten Schreiben der LIB 
GmbH ausführlich dargestellt und wurden auch im Vorfeld zwischen AZV und LIB GmbH ausführ-
lich erörtert.  
 
Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 15.11.2023 einstimmig einen entsprechenden Beschluss-
vorschlag gefasst. 
 
Anlage(n): 
1. Anlage Schreiben an AZV zu Nachtragsprüfung 
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Beschlussvorlage 
- öffentlich - 
VL-29/2023 

Federführendes Amt Geschäftsführung AZV Hersfeld Rotenburg 

Datum 22.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 vorberatend 
Verbandsversammlung AZV Hersfeld Roten-
burg 05.12.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Erteilung einer Ermächtigung an den AZV-Verbandsvorstand zur Auftragserteilung nach vorange-
gangenen öffentlichen Ausschreibungen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Verbandsversammlung ermächtigt den Verbandsvorstand, auf der Grundlage der durchgeführ-
ten öffentlichen Ausschreibungen, den jeweiligen Auftrag an den konzeptionell und finanziell geeig-
netsten Bieter zu vergeben. 
Es handelt sich hier um die Ausschreibung für die Verwertung von Sperrmüll unberaubt, Sperrmüll 
beraubt/Baustellenabfall und Altholz sowie um die Ausschreibung für den Bau der Oberflächenab-
dichtung Deponie Altbereich. 
Der Verbandsversammlung ist in seiner nächsten Sitzung entsprechend zu berichten. 
 
 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
WiPl 2024 
 
Sachdarstellung: 
Der AZV muss wegen Vertragsauslauf bzw. wegen des Baus der Oberflächenabdeckung für den 
Deponie Altbereich öffentliche Ausschreibungen vornehmen. 
 
Eine Ausschreibung ist unterteilt in die Lose:  
Los 1  Verwertung Sperrmüll unberaubt 
Los 2  Verwertung Sperrmüll beraubt/Baustellenabfall 
Los 3  Verwertung Altholz 
Der derzeitige Verwertungsvertrag läuft mit Ablauf des 31.05.2024 aus. 
Das Leistungsverzeichnis befindet sich derzeit in der Endabstimmung mit dem Büro PAW Kuhs, Bad 
Sooden-Allendorf. 
Bisher hatten diese Lose einen Auftragswert in Höhe von rd. 730.000 €/a. Aktuell gehen wir von 
einer Kostensteigerung von 25% aus, die auch so im Wirtschaftsplan 2024 kalkuliert wurde. 
Die Auftragserteilung ist für April vorgesehen. 
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Die Ausschreibung der Bauleistung für die endgültige Oberflächenabdeckung für den Deponie Alt-
bereich befindet sich derzeit in der Endabstimmung zwischen dem Büro Weber Ingenieure Hom-
berg/E., der Kanzlei Dageförde Hannover und dem AZV. 
Gem. dem Zeitplan ist die Auftragserteilung für Mitte März 2024 vorgesehen. 
Derzeit wird mit einer Auftragssumme von 13 Mio.€ kalkuliert. Die Finanzierung erfolgt aus den dafür 
vorgesehenen Rückstellungen (Stand 31.12.2022: 19 Mio.€). 
 
Da die 1. Verbandsversammlung erst im Juli 2024 stattfindet und die jeweilige Auftragserteilung 
deutlich früher erfolgen muss, wird darum gebeten, dass der AZV-Verbandsvorstand seitens der 
Verbandsversammlung ermächtigt wird, die entsprechenden Auftragserteilungen gem. der Verga-
beempfehlungen vornehmen zu dürfen 
 
Die Fraktionsvorsitzenden werden vor Auftragserteilung entsprechend informiert. 
 
 
Der AZV-Vorstand bittet die Verbandsversammlung daher um folgenden Beschluss:  
 
Die Verbandsversammlung ermächtigt den Verbandsvorstand, auf der Grundlage der durchgeführ-
ten öffentlichen Ausschreibungen, den jeweiligen Auftrag an den konzeptionell und finanziell geeig-
netsten Bieter zu vergeben. 
Der Verbandsversammlung ist in seiner nächsten Sitzung entsprechend zu berichten. 
 
 
Der Ausschuss für Finanzen und technische Fragen wird in seiner Sitzung am 04.12.2023 über die-
sen TOP beraten und beschließen. Das Ergebnis wird in der Sitzung der Verbandsversammlung 
mündlich bekanntgegeben. 
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Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

VL-23/2023 1. Ergänzung 
Federführendes Amt Geschäftsführung AZV Hersfeld Rotenburg 

Datum 23.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 vorberatend 

 
Betreff: 
Beratung und Beschlussfassung über die 28. Änderung der Gebührensatzung des AZV 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung die 28. Änderung der Gebührensatzung des 
AZV wie folgt zu beschließen: 
 
28. Änderung der Gebührensatzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis Hersfeld-Ro-

tenburg (AZV) 
 
Aufgrund 
- der §§ 5, 19, 20 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93), 
- der §§ 1 bis 5a, 10 des Gesetzes über Kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 
2013 (GVBl. S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 
582), 
- des § 8 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16. Dezember 
1969 (GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBl. 
S. 83, 88), 
- der §§ 1 Abs. 6 und 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HA-
KrWG) vom 6. März 2013 (GVBl. S. 80), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 3. 
Mai 2018 (GVBl. S. 82), 
- des § 3 Abs. 6 der Satzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
in der jeweils geltenden Fassung und 
- des § 23 der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen im Land-
kreis Hersfeld-Rotenburg (Abfallsatzung) in der jeweils geltenden Fassung 
  
hat die Verbandsversammlung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis Hersfeld-Roten-
burg (AZV) in ihrer Sitzung am 05.12.2023 die folgende 28. Änderung der Gebührensatzung des 
Abfallwirtschafts-Zweckverbandes beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
§ 7 Abs. (1) 3. erhält folgende Fassung: 

3.  für unbelasteten und belasteten Boden, Bauschutt und Brandschutt sofern sie nicht nach Nr. 7 
verwertet werden und diese Materialien auf der Deponie abgelagert werden dürfen: 

 



 

 

Beschlussvorlage VL-23/2023 1. Ergänzung Seite 2 von 4 

≥   200 kg: 49,50 EUR/Mg 
<   200 kg:   4,59 EUR pauschal 

 
Artikel 2 

§ 7 Abs. (1) 4. erhält folgende Fassung: 
4.  für asbestzementhaltige Baustoffe: 
 

≥    750 kg:  168,00 EUR/Mg 
<    750 kg:    15,50 EUR pauschal 

 
Artikel 3 

§ 7 Abs. (1) 6. erhält folgende Fassung: 
6.  für Mineralfaserabfall oder anderes Dämmmaterial: 
 

≥   200 kg:  525,00 EUR/Mg 
<   200 kg:    48,45 EUR pauschal 

 
Artikel 4 

§ 8 Gebührenmaßstab und -höhe für den Müllabhol-Zweckverband „Rotenburg“ (MZV) 
§ 8 Abs. (2) erhält folgende Fassung: 

(2) Die jährliche Pauschalgebühr beträgt 96.427,74 EUR. 
 

Artikel 5 
§ 8 Gebührenmaßstab und -höhe für den Müllabhol-Zweckverband „Rotenburg“ (MZV) 

§ 8 Abs. (3) 1. erhält folgende Fassung: 
1. für Abfall aus privaten Haushaltungen und gewerbliche Siedlungsabfälle   

 
118,12 EUR/Mg, 

 
Artikel 6 

§ 8 Gebührenmaßstab und -höhe für den Müllabhol-Zweckverband „Rotenburg“ (MZV) 
§ 8 Abs. (3) 3. erhält folgende Fassung: 

3. für Bioabfälle    
 

    69,37 EUR/Mg. 
 

Artikel 7 
Diese 28. Änderung der Gebührensatzungsatzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg (AZV) tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig treten die entsprechenden Re-
gelungen der Gebührensatzung vom 29. November 2022 außer Kraft. 
Bad Hersfeld, den 06.12.2023 
Der Vorstand 
des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg (AZV)  
______________________________ 
Dipl. Ing. W e r n e r   D a v i d 
Vorsitzender des Verbandsvorstandes 
 
Vorstehende Neufassung der Gebührensatzung des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg wird gemäß § 16 der Verbandssatzung des AZV öffentlich bekannt gemacht. 
 
Bad Hersfeld, den 06.12.2023 
Der Vorstand 
des Abfallwirtschafts-Zweckverbandes 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg (AZV)  
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______________________________ 
Dipl. Ing. W e r n e r   D a v i d 
Vorsitzender des Verbandsvorstandes 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
Sind im Wirtschaftsplan 2024 abgebildet. 
 
Sachdarstellung: 
Unter Tagesordnungspunkt 12 wird ein neues Entgelt für Boden von K+S gemäß § 7 (1) 7. festge-
legt. Dies bedingt auch eine Anpassung von § 7 (1) 3. auf Grund des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes. Die in Punkt 3 aufgeführten Gebühren für andere Selbstanlieferer als K+S wird sich dadurch 
von 45,87 €/Mg auf 49,50 €/Mg für Mengen ≥ 200 kg erhöhen. 
 
Bei den Asbestzementabfällen (§ 7 (1) 4.) wurde im vergangenen Jahr mit dem Mengenkorridor < 
750 kg eine Lösung gefunden, die private Selbstanlieferer nicht gewerblicher asbestzementhaltiger 
Baustoffe nicht über Gebühr belastete. Da sich im Laufe des Jahres herausstellte, dass Annahme 
und Einbau dieser Abfälle aufwendiger und kostenintensiver wurden, ist hier eine Anhebung der 
Gebühren von 155,00 €/Mg auf 168,00 €/Mg für Mengen ≥ 750 kg vorgesehen.  
 
Analoges gilt für Mineralfaserabfall oder anderes Dämmmaterial gemäß § 7 (1) 6. Hier ist eine Ge-
bührenerhöhung von 485,00 €/Mg auf 525,00 €/Mg für Mengen ≥ 200 kg geplant. 
 
Die Pauschalgebühren für Mengen < 200 kg bzw. < 750 kg bleiben generell auf dem bisherigen Ni-
veau. 
 
Die Gebühren für den MZV gemäß § 8 der Gebührensatzung wurden auf Basis der Deponieendab-
rechnung des Jahres 2022 in Verbindung mit der Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit dem MZV 
neu kalkuliert und festgesetzt. 
 

 
 
Um entsprechende Beschlussfassung wird gebeten. 
Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 15.11.2023 einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 

Übersicht über die Gebührenänderungen

Gebühren Selbstanlieferer (§ 7)
alt neu

§ 7 Abs. (1) 3.; Boden/Bauschutt/Brandschutt
≥ 200 kg 45,87 €/Mg 49,50 €/Mg
< 200 kg 4,59 € pauschal 4,59 € pauschal

§ 7 Abs. (1) 4.; Asbestzment
≥ 750 kg 155,00 €/Mg 168,00 €/Mg
< 750 kg 15,50 € pauschal 15,50 € pauschal

§ 7 Abs. (1) 6.; Mineralfaser/Dämmmaterial
≥ 200 kg 485,00 €/Mg 525,00 €/Mg
< 200 kg 48,45 € pauschal 48,45 € pauschal

Gebühren MZV (§ 8)
alt neu

§ 8 Abs. (2); jährliche Pauschalgebühr 62.541,87 €/Mg 96.427,74 €/Mg
§ 8 Abs. (3) 1.; Restabfall 117,17 €/Mg 118,12 €/Mg
§ 8 Abs. (3) 3.; Bioabfall 67,91 €/Mg 69,37 €/Mg
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„Der Vorstand empfiehlt dem Ausschuss und der Verbandsversammlung die 28. Änderung der Ge-
bührensatzung des AZV wie folgt zu beschließen“ 
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Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

VL-24/2023 1. Ergänzung 
Federführendes Amt Finanzwesen 

Datum 23.11.2023 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Finanzen u. technische Fragen 04.12.2023 vorberatend 

 
Betreff: 
Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss empfiehlt der Verbandsversammlung, den Entwurf des Wirtschaftsplans 2023 mit 
seinen Anlagen gem. § 97 HGO bzw. § 15 ff EigBGes zu beraten und zu beschließen. 
 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
Werden im Wirtschaftsplan 2024 dargestellt. 
 
Sachdarstellung: 
Beiliegend erhalten Sie den Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 inkl. Anlagen. 
 
Der Entwurf ist im Wesentlichen geprägt durch: 
• den Baubeginn der Oberflächenabdichtung des Deponiealtbereichs und der Auflösung der dies-

bezüglichen Rückstellungen. 
• die Übernahme des Betriebs des Entsorgungszentrums in eigener Regie ab 01.06.2024 und der 

damit verbundenen Personaleinstellungen. 
• die finanziellen Auswirkungen von Neuausschreibungen zur Verwertung von Sperrmüll, Baustel-

lenabfällen und Altholz 
• die Auswirkung der kommenden CO2-Abgabe bei der Abfallentsorgung 
Der Wirtschaftsplan 2024 schließt mit einem geplanten Jahresverlust in Höhe von 400.598 € ab, 
wobei dieser durch eine Entnahme aus der Gebührenausgleichsrücklage (Stand 01.01.2023 i. H. v. 
3.604.505 €) ausgeglichen wird. Für das Jahr 2024 sind daher erneut keine Gebührenerhöhungen 
für den AZV-Gebührenzahler vorgesehen. 
 
Die Geschäftsführung empfiehlt dem Vorstand, den Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 festzustel-
len und der Verbandsversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.  
 
Der Vorstand hat in seiner Sitzung am 15.11.2023 einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Vorstand stellt den Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 mit seinen Anlagen gem. § 97 HGO 
bzw. § 15 ff EigBGes fest und empfiehlt dem Ausschuss sowie der Verbandsversammlung den 
Entwurf des Wirtschaftsplans 2024 zu beraten und zu beschließen.“ 
 
Anlage(n): 



 

 

Beschlussvorlage VL-24/2023 1. Ergänzung Seite 2 von 2 

1. Al1_Wiplan24 
2. Al2_Zustimmung_PR_ Stellenplan_Wipl 2024 
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